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Die 24 wichtigsten Fragen zum erbscheinverfahren

|� Der�Erbe�muss�seine�durch�Erbfolge�erworbene�rechtsstellung�einerseits�
gegenüber� Privatpersonen� und� öffentlichen� stellen� nachweisen,� anderer­
seits� müssen� Dritte� auf� seine� Erbenstellung� vertrauen� können.� Er� bedarf�
daher�� im� interesse�des�sicheren�rechtsverkehrs�einer�legitimation.�Diese�
kann� durch� einen� Erbschein� erfolgen,� der� in� einem� Erbscheinverfahren�
(§  2353� bis� 2370� BgB)� beantragt� werden� muss.� Die� folgende� Checkliste�
erläutert��die�wichtigsten�Punkte�zum�Erbscheinverfahren.� |

ChECklistE�/ �Erbscheinverfahren

1. wird ein erbschein in 
jedem erbfall benötigt?

nein.�richtet�sich�die�Erbfolge�nach�einem�notariellen�testament,�ist�ein�
Erbschein�nicht�erforderlich.�Zur�Dokumentation�der�rechtsnachfolge�reicht�das�
Eröffnungsprotokoll�aus.�

2. was beurkundet  
der erbschein in Bezug 
auf den erben?

Der�Erbschein�ist�eine�öffentliche�urkunde�(§�417�ZPo)�und�begründet�die�
widerlegbare�Vermutung�der�richtigkeit�und�Vollständigkeit�seines�inhalts�für��
und�gegen�den�ausgewiesenen�Erben�(§�2365�BgB).�Er�bekundet,�wer�mit��
welcher�Quote�Erbe�ist�und�welchen�Verfügungsbeschränkungen�(z.B.�Anordnung�
der�nacherfolge�oder�Ersatznacherbfolge�(§�2363�BgB),�testamentsvollstreckung�
(§�2364�BgB))�der�Erbe�unterliegt.�Er�bezeugt�hingegen�nicht�den�nachlass�und�
enthält�deshalb�auch�keine�Angaben�über�den�umfang.�für�nicht�bezeugte�
Verfügungsbeschränkungen�gilt�die�Vermutung,�dass�diese�auch�nicht�bestehen.

3. was beurkundet  
der erbschein in Bezug 
auf Dritte?

Der�Erbschein�schützt�durch�seinen�öffentlichen�glauben�den�gutgläubigen�
Dritten�beim�Erwerb�vom�Erben�oder�bei�leistungen�an�diesen��
(§§�2366,�2367 BgB).

4. welche wirkungen hat 
der erbschein in 
prozessen?

Die�rechtsvermutungen�des�Erbscheins�bedingen�bei�Prozessen�eine�umkehrung�
der�Beweislast.�

5. wird beim erwerb von 
Grundstücken ein 
erbschein benötigt? 

Der�Erbschein�muss�auf�Verlangen�des�grundbuchamts�für�die�umschreibung��
des�geerbten�grundstücks�auf�den�namen�des�Erben�vorgelegt�werden��
(§�35�Abs. 1�s.�1�gBo).�Das�grundbuchamt�ist�an�die�in�einem�Erbschein�aus­
gewiesene�Erbfolge�gebunden.�Zu�einer�eigenen�abweichenden�Auslegung��
einer�Verfügung�von�todes�wegen�des�Erblassers�ist�das�grundbuchamt�weder�
verpflichtet�noch�berechtigt�(Palandt/Weidlich,�BgB,�70.�Aufl.�2011,�§�2353�Anm.�24).�

Entbehrlich�ist�ein�Erbschein�bei�Vorlage�eines�deutschen�notariellen�testaments�
in�beglaubigter�Abschrift�mit�angesiegelter�Eröffnungsniederschrift,�wenn�auf��
ihm�die�Erbfolge��von�todes�wegen�beruht�(§�35�Abs.�1�s.�2�gBo).�Bei�Auftreten�
konkreter�Zweifel�muss�das�grundbuchamt�aber�einen�Erbschein�verlangen��
(olg�köln�5.11.99,�2�Wx�41/99,�fgPrax�00,�89;�lange,�ZEV�09,�371).

6. wird ein erbschein  
bei Banken und 
Versicherungen 
 benötigt?

Ein�nachweis�der�Erbenstellung�ist�erforderlich,�um�über�sparkonten�und�Depots�
verfügen�zu�können.�Banken�und�sparkassen�verlangen�grundsätzlich�die�Vorlage�
eines�Erbscheins.�unter�umständen�genügt�allerdings�auch�die�Vorlage�eines�
deutschen�notariellen�testaments�in�beglaubigter�Abschrift�mit�angesiegelter�
Eröffnungsniederschrift.�Einen�sicheren�und�gegenüber�dem�nach�dem�Erbfall�zu�
beantragenden�Erbschein�vor�allem�schnelleren�Zugriff�bewirkt�allerdings�eine�
vom�Erblasser�zu�lebzeiten�erteilte�trans­�bzw.�postmortale�Vollmacht.
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Bei�der�Auszahlung�von�lebensversicherungen�ohne�Benennung�eines�Bezugs­
berechtigten�wird�neben�dem�Erbschein�auch�der�Versicherungsschein,�die�
sterbeurkunde�des�Erblassers�und�eine�ärztliche�Bescheinigung�über�dessen�
todesursache�benötigt.

7.	 wird	ein	erbschein		
beim	erwerb	von	
Gesellschafts	anteilen	
benötigt?

Die�Ausführungen�zur�Vorlage�beim�grundbuchamt�gelten�entsprechend�für��
den�nachweis�der�Erbfolge,�wenn�der�Erblasser�an�einer�im�Handelsregister�
eingetragenen�Personenhandelsgesellschaft�beteiligt�war.

8.	 Ist	das	Finanzamt	an	den	
erbschein	gebunden?

Auch�finanzverwaltung�und�finanzgerichte�werden�im�regelfall�von�der��
richtigkeit�des�Erbscheins�ausgehen.�Eine�absolute�Bindungswirkung�besteht�
aber�nicht.�Werden�gewichtige�gründe�erkennbar,�die�gegen�die�richtigkeit�des�
Erbscheins�in�tatsächlicher�oder�rechtlicher�Hinsicht�sprechen,�kann�z.B.�das�
Erbschaftsteuerfinanzamt�vom�Erbschein�abweichen�und�die�Erbquoten�der�
Miterben�selbst�ermitteln�(BfH�22.11.95,�II�r�89/93,�BstBl�II�96,�242;�fg�München�
16.8.00,�4�K�1340/97,�Efg�01,�146;�BfH�24.11.04,�II�B�71/03,�BfH/nV�05,�557�und�
niedersächsisches�fg�23.2.00,�3�K�612/96,�ErbBstg�01,�2).

9.	 welche	Bedeutung	hat	
der	erbschein	vor	
Gerichten?

Der�Erbe�kann�Prozesse�des�Erblassers�fortführen�und�seine�Aktivlegitimation��
als�gesamtrechtsnachfolger�(§�1922�BgB)�durch�den�Erbschein�nachweisen.

10.	 wer	ist	im	erbschein­
verfahren	sachlich	
zuständig?

Die�sachliche�Zuständigkeit�liegt�bei�dem�beim�Amtsgericht�ansässigen�nachlass­
gericht�(§�2353�BgB,�§�72�fgg).�In�Baden­Württemberg�liegt�sie�bei�den�staat­
lichen�notariaten�(§�147�EgBgB).

11.	 wer	ist	im	erbscheinver­
fahren	örtlich	zuständig?

Die�örtliche�Zuständigkeit�liegt�bei�dem�Amtsgericht,�in�dessen�Bezirk�der�
Erblasser�seinen�letzten�Wohnsitz�hatte�(§�73�Abs.�1�fgg,�§�7�BgB,�§�3�fgg).�

12.	 wer	ist	im	erbschein­
verfahren	funktional	
zuständig?

funktional�zuständig�für�die�Erteilung�ist�grundsätzlich�der�rechtspfleger��
(§ 3�nr.�2c�rPflg);�in�bestimmten�fällen�(z.B.�Vorliegen�einer�Verfügung�von��
todes�wegen,�Erteilung�gegenständlich�beschränkter�Erbscheine,�Anwendung�
ausländischen�rechts)�ist�aufgrund�des�richtervorbehalts�(§�16�Abs.�1�rPflg)��
der�richter�zuständig.

13.	 wann	beginnen	und	
enden	die	rechts­
wirkungen	eines	
erbscheins

Die�rechtswirkungen�des�Erbscheins�beginnen�mit�seiner�Erteilung�und�enden�
mit�seiner�Einziehung,�Kraftloserklärung�oder�Herausgabe�(§§�2361,�2362�BgB).�
Ist�ein�rechtsstreit�über�das�Erbrecht�anhängig,�wird�das�zuständige�nachlass­
gericht�das�Erbscheinverfahren�in�aller�regel�bis�zur�Prozessentscheidung�
aussetzen�(§�12�fgg).�

Bei�behebbaren�Mängeln�des�Antrags�auf�Erteilung�eines�Erbscheins�hat�das�
nachlassgericht�–�entsprechend�§�18�gBo�–�eine�Zwischenverfügung�zu�erlassen.�
sind�die�Mängel�nicht�behebbar,�ist�der�Antrag�zurück�zuweisen.

14.	 wer	kann		
einen	erbschein	
beantragen?

Antragsberechtigt�ist�der�endgültige�Erbe�(2353�BgB).�gemäß�§�2357�BgB�ist��
bei�Miterben�jeder�für�sich�allein�und�für�andere�Miterben�antragsbefugt.�Der�
antragsberechtigte�Erbe�kann�auch�ein�Vorerbe�(bis�zum�nacherbfall),�ein�
nacherbe�(erst�nach�Eintritt�des�nacherbfalls)�oder�ein�Ersatzerbe�(nach�dem�
Anfall�der�Erbschaft�an�ihn)�sein.�Als�gesetzlicher�Erbe�kommt�auch�der�staat�
nach�seiner�feststellung�(§�1964�BgB)�in�Betracht.�Ebenso�der�rechtsnachfolger�
des�Erben�(Erbteilserwerber�gemäß�§�2033�BgB;�Erben�des�Erben).

Antragsbefugt�sind�auch�der�testamentsvollstrecker�(§§�2197�ff.�BgB),�nachlass­
verwalter�(§�1985�BgB),�nachlassinsolvenzverwalter,�Abwesenheitspfleger�(§ 1911�
BgB),�nachlassgläubiger�(dazu�gehören�auch�Vermächtnisnehmer,�Pflichtteils­
berechtigte�und�Erbersatzberechtigte)�dagegen�nur,�wenn�sie�mit�einem��
endgültigen�vollstreckbaren�Vollstreckungstitel�(§§�792,�896�ZPo)�ausgestattet�
sind.
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grundsätzlich�sind�Pflichtteilsberechtigte�im�Erbscheinverfahren�nicht�antrags­
berechtigt.�Das�gilt�auch�dann,�wenn�im�eingezogenen�Erbschein�eine�Person�als�
Erbe�bezeichnet�war,�gegen�die�er�die�Pflichtteilsansprüche�geltend�macht�(olg�
Köln�8.6.94,�2�Wx�16/94,�ZEV�94,�376).�Auch�ein�Vermächtnisnehmer�ist�grund­
sätzlich�nicht�berechtigt,�einen�Erbschein�für�den�von�ihm�behaupteten�Erben��
zu�beantragen�(Bayoblg�10.2.00,�1Z�Br�3/00,�famrZ�00,�1231).

15.	 welche	Formalien	sind	
für	die	Beantragung	des	
	erbscheins	zu	beachten?

Der�Antrag�kann�schriftlich�oder�zu�Protokoll�des�nachlassgerichts�oder�eines�
notars�gestellt�werden.�Der�Antrag�muss�so�bestimmt�sein,�dass�er�den�Inhalt��
des�Erbscheins�nicht�dem�nachlassgericht�überlässt.�Das�nachlassgericht�ist��
an�den�Antrag�gebunden�und�kann�ihn�nur�vollständig�bejahen�oder�ablehnen.�

16.	 welche	angaben	sind		
bei	gesetzlicher	erbfolge	
erforderlich?	

Die�notwendigen�Angaben�ergeben�sich�bei�der�gesetzlichen�Erbfolge�aus�§ 2354�
BgB.�folgende�Angaben�sind�hervorzuheben:

�� Personalien�des�Erblassers�(mit�staatsangehörigkeit�und�letztem�Wohnsitz),�
todeszeitpunkt�und�sterbeort�sowie�die�Personalien�des/der�Erben),

�� Angabe,�dass�das�Erbrecht�auf�gesetzlicher�Erbfolge�beruht,�
�� Angabe�des�Verhältnisses,�auf�dem�das�Erbrecht�des�Erben�beruht��
(§�2354�Abs. 1�nr.�2�BgB),�sowie�ob�und�welche�vor�ihm�erbberechtigten�
Personen�(durch�tod,�Ausschlagung�des�Erbes,�Erbverzicht)�weggefallen��
sind�(§�2354�Abs.�1�nr.�3�BgB),

�� Angabe,�ob�und�welche�Verfügungen�von�todes�wegen�der�Erblasser��
hinterlassen�hat�(§�2354�Abs.�1�nr.�4�BgB),

�� Angaben�zum�güterstand�von�Ehegatten,
�� Angabe,�ob�ein�rechtsstreit�über�das�das�Erbrecht�anhängig�ist��
(§�2354�nr.�5�BgB),

�� Angabe,�dass�keine�anderen�Personen�vorhanden�sind�oder�waren,�durch��
die�die�genannten�ausgeschlossen�oder�deren�Erbteile�gemindert�werden�
würden�(§�2354�Abs.�2�BgB)�und�dass�die�Erben�die�Erbschaft�angenommen�
haben�(§�2357�Abs.�3�BgB).

17.	 welche	angaben	sind		
bei	gewillkürter	erbfolge	
erforderlich?

Die�notwendigen�Angaben�ergeben�sich�bei�der�gewillkürten�Erbfolge�aus�§�2355�
BgB.�folgende�Angaben�sind�hervorzuheben:

�� Personalien�des�Erblassers�(mit�staatsangehörigkeit�und�letztem�Wohnsitz),�
todeszeitpunkt�und�sterbeort�sowie�die�Personalien�des/der�Erben);

�� die�Bezeichnung�der�Verfügung�von�todes�wegen,�auf�der�das�Erbrecht�beruht,�
sowie�die�Angabe,�ob�und�welche�Verfügungen�von�todes�wegen�der�Erblasser�
überhaupt�hinterlassen�hat�(§�2354�Abs.�1�nr.�4�BgB);

�� Inhaltserläuterung�und�Auslegungen�des�testaments�können�erforderlich�
sein –�so�ist�z.B.�bei�nacherbfolge�anzugeben,�unter�welchen�Voraussetzungen�
sie�eintritt,�ob�der�Vorerbe�befreit�ist,�wer�nacherbe�ist�und�wer�gegebenen­
falls�als�Ersatznacherbe�vorgesehen�ist;�auch�die�Angabe�von�Verfügungs­
beschränkungen�wie�testamentsvollstreckung�und�nacherbfolge�ist��
erforderlich;

�� Angaben�zum�güterstand�von�Ehegatten;
�� Angabe,�ob�ein�rechtsstreit�über�das�Erbrecht�anhängig�ist��
(§�2354�Abs.�1�nr.�5�BgB);

�� Angabe,�dass�keine�anderen�Personen�vorhanden�sind�oder�waren,�durch��
die�die�genannten�ausgeschlossen�oder�deren�Erbteile�gemindert�werden�
würden�(§�2354�Abs.�2�BgB)�und�dass�die�Erben�die�Erbschaft�angenommen�
haben�(§�2357�Abs.�3�BgB).

18.	 wie	müssen	die	angaben	
nachgewiesen	werden?

Der�nachweis�der�richtigkeit�der�Angaben�erfolgt�durch�öffentliche�urkunden�und�
durch�die�eidesstattliche�Versicherung,�dass�dem�Antragsteller�nichts�bekannt�ist,�
was�der�richtigkeit�seiner�Angaben�entgegensteht�(§�2356�Abs.�2�BgB).�unter�
anderem�sind�erforderlich
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�� die�Vorlage�der�letztwilligen�Verfügung�von�todes�wegen�in�urschrift�bzw.�
Hinweis�darauf,�dass�sie�schon�dem�nachlassgericht�vorliegt,

�� die�Vorlage�von�Personenstandsurkunden�d.h.�die�sterbeurkunde�des��
Erblassers�und�alle�sonst�erforderlichen�geburts-�oder�Abstammungs-,�
Heirats-�oder�scheidungsurkunden,�sterbeurkunden�(§�61a�ff.�Personen-
standsgesetz),

�� die�Vorlage�von�Ausschlagungserklärungen�(§�1945�BgB),
�� die�Vorlage�von�Erbverzichtsverträgen�(§�2346�BgB),
�� der�nachweis�des�güterstands�bei�Ehegatten.

Die�eidesstattliche�Versicherung�wird�insbesondere�bei�negativen�und�nicht��
weiter�beweisbaren�tatsachen�vom�nachlassgericht�verlangt�werden.

19.	 welche	arten	von	
erbscheinen	können	
beantragt	werden?

�� Erbschein�für�den�Alleinerben�(§�2353�1.�Alternative�BgB);
�� gemeinschaftlicher�Erbschein�aller�Miterben�(§�2357�BgB)�auf�Antrag�eines,�
mehrerer�oder�aller�Miterben;�wird�der�Antrag�nur�von�einem�oder�mehreren�
Miterben�gestellt,�muss�dargelegt�werden,�dass�auch�die�anderen�–�nicht�
antragstellenden�Miterben�–�die�Erbschaft�angenommen�haben�(§�2357��
Abs.�3�BgB);�

�� teilerbschein�über�das�Erbrecht�nur�von�einem�von�mehreren�Miterben�über�
dessen�Anteil�am�nachlass,�wenn�kein�gemeinschaftlicher�Erbschein�aller�
Miterben�verlangt�wird;

�� gemeinschaftlicher�teilerbschein�aller�Miterben�über�einzelne�Erbstämme��
auf�Antrag�eines�Miterben�(z.B.�wenn�ein�Miterbe�ausgewandert�ist);

�� gegenständlich�beschränkter�Erbschein,�der�gemäß�§�2369�BgB�für�Erbfälle�
erteilt�wird,�auf�die�–�gegenständlich�beschränkt�–�ganz�oder�zum�teil��
ausländisches�Erbrecht�anzuwenden�ist�oder�der�als�Hoffolgezeugnis��
(§�18�Abs.�2�Höfeo)�vom�landwirtschaftsgericht�erteilt�wird�und�mit�dem��
–�unter�Beachtung�bundesstaatlicher�Besonderheiten�–�ein�Zeugnis�über��
die�Hoferbfolge�ermöglicht�wird;�der�Erbschein�kann�über�den�gesamt-
nachlass,�zu�dem�auch�der�Hof�i.s.�der�Höfeo�gehört�oder�nur�beschränkt��
auf�das�hoffreie�Vermögen�erteilt�werden;

�� Erbschein�des�Vorerben�bis�zum�Eintritt�des�nacherbfalls�bzw.�der��
Erbschein�des�nacherben�nach�Eintritt�des�nacherbfalls.

20.	 welche	verfahrens­
rechtlichen	regeln		
gelten	für	das		
erbscheinverfahren?

Das�Erbscheinverfahren�richtet�sich�seit�dem�1.9.09�nach�den�Vorschriften��
des�famg.�Die�in�§�342�Abs.�1�famg�aufgezählten�nachlasssachen�sind�als�
Angelegenheiten�der�freiwilligen�gerichtsbarkeit�den�Amtsgerichten�als�Zivil-
sachen�im�sinne�des�gVg�zugewiesen.�Werden�im�Verfahren�über�die�Erbfolge�
nach�demselben�Erblasser�verschiedene�Erbscheinsanträge�zu�unterschiedlichen�
Zeitpunkten�gestellt,�handelt�es�sich�nur�um�ein�Verfahren.�Es�muss�nach�einer�
einheitlichen�Verfahrensordnung�durchgeführt�werden,�bis�es�durch�Entscheidung�
über�alle�Anträge�abgeschlossen�ist.

21.	 wie	erfolgt	die		
entscheidung	über		
die	erteilung	des	
erbscheins?

Das�nachlassgericht�ordnet�durch�Beschluss�die�Erteilung�des�beantragten�
Erbscheins�an,�wenn�alle�formalien�beachtet�und�alle�entscheidungserheblichen�
tatsachen�nachgewiesen�und�festgestellt�wurden�(§�2359�BgB)�oder�lehnt�die�
Erteilung�ab.�Einen�anderen�als�den�beantragten�Erbschein�darf�es�nicht�erteilen,�
insbesondere�keinen�mit�teilweise�abweichendem�Inhalt.�sieht�das�nachlass-
gericht�die�tatsächlichen�und�rechtlichen�Voraussetzungen�des�Erbrechts�als�
gegeben�an,�entscheidet�es�über�den�Antrag�durch�feststellungsbeschluss.�
Denkbare�formulierung:�„Die�tatsachen,�die�zur�Erteilung�des�mit�Antrag��
vom�….�beantragten�Erbscheins�erforderlich�sind,�werden�für�festgestellt�
erachtet.“�Im�einvernehmlichen�Verfahren�wird�der�Beschluss�mit�seinem��
Erlass�sogleich�wirksam�.�Der�Erbschein�kann�danach�sogleich�erteilt�werden.

Wird�durch�feststellungsbeschluss�über�widersprechende�Anträge�entschieden�
oder�widerspricht�der�feststellungsbeschluss�dem�erklärten�Willen�eines�
Beteiligten,�ist�in�der�Beschlussform�mit�der�feststellung�gemäß�§�352�Abs.�2��
s.�2�gVg)�zugleich�anzuordnen:�„Die�sofortige�Wirksamkeit�dieses�Beschlusses
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wird�ausgesetzt;�die�Erteilung�des�Erbscheins�wird�bis�zur�rechtskraft�dieses�
Beschlusses�zurückgestellt“.�Aufgrund�dieser�regelung�ist�entgegen�der��
früheren�rechtsprechung�ein�sogenannter�Vorbescheid�nicht�mehr�möglich.

Enthält�der�Erbscheinantrag�Mängel,�die�nach�Ansicht�des�nachlassgerichts�in�
absehbarer�Zeit�korrigiert�werden�können,�kann�eine�Zwischenverfügung�erlassen�
und�damit�dem�Antragsteller�die�gelegenheit�gegeben�werden,�die�Mängel�
innerhalb�einer�vorgegeben�frist�zu�beseitigen.�Der�Erbscheinantrag�wird�
zurückgewiesen,�wenn�Mängel�vorhanden�sind,�die�in�absehbarer�Zeit�nicht�
ausgeräumt�werden�können.�Der�Beschluss�ist�zu�begründen�und�gemäß�den��
seit�dem�1.9.09�neu�eingeführten�Verfahrensregeln�und�dem�neu�gestalteten�
Instanzenzug�mit�der�befristeten�Beschwerde�zum�olg�(§�119�Abs.�1�nr.�1�gVg)�
anfechtbar.�

neu�geschaffen�wurde�die�befristete�sprungrechtsbeschwerde�gegen�die�
Entscheidung�des�nachlassgerichts�zum�BgH.�sie�setzt�voraus,�dass�die�
Beteiligten�in�die�Übergehung�der�Beschwerdeinstanz�einwilligen�und�der��
BgH�sie�zulässt�(§�75�Abs.�1�s.�1�famfg).�Die�Beschwerde�(§�58�famfg)�gegen�
den�feststellungsbeschluss�ist�nur�möglich�mit�dem�Ziel�der�Einziehung�des�
erteilten�Erbscheins�(§�352�Abs.�3�famfg).�ferner�gegen�den�Beschluss,�der��
den�Erbscheinsantrag�zurückweist.�

22.	 was	ist	bei		
der	einziehung	des	
erbscheins	zu	beachten?

Der�erteilte�Erbschein�selbst�kann�nicht�mit�der�Beschwerde�angefochten�werden.�
Wegen�der�gutglaubenswirkung�des�Erbscheins�müssen�unrichtige�Erbscheine�
eingezogen,�d.h.�aus�dem�Verkehr�genommen�werden.�Das�geschieht�von�Amts�
wegen�(§�2361�BgB).

Einziehungsanordnung�(§�2361�Abs.�1�BgB)�und�Kraftloserklärung�(§�2361�Abs.�2�
BgB)�eines�Erbscheins�können�nur�mit�dem�Ziel�der�neuerteilung�eines�gleich�
lautenden�Erbscheins�durch�befristete�Beschwerde�zum�olg�angefochten�werden�
(§�353�Abs.�2�famfg).�Will�das�nachlassgericht�der�Beschwerde�abhelfen,�kann��
es�nur�einen�inhaltsgleichen�Erbschein�neu�erteilen.�Wurde�bereits�ein�neuer�
Erbschein�mit�anderem�Inhalt�erteilt,�muss�sich�der�Beschwerdeführer�zugleich�
gegen�diese�Erteilung�wenden,�da�sonst�zwei�sich�widersprechende�Erbscheine�
vorliegen.

23.	 was	ist	bei		
der	entscheidung	des	
Beschwerdegerichts		
zu	beachten?

Das�Beschwerdegericht�hat�in�der�sache�grundsätzlich�selbst�zu�entscheiden.��
Ein�erstmals�in�der�Beschwerdeinstanz�gestellter�Erbscheinsantrag�ist�unzulässig�
und�unbeachtet�zu�lassen.

Das�Beschwerdegericht�kann�den�erstinstanzlichen�Beschluss�aufheben�und�das�
nachlassgericht�anweisen,�einen�Erbschein�mit�bestimmtem�Inhalt�zu�erteilen;�
die�Beschwerde�zurückweisen�oder�unter�bestimmten�Voraussetzungen�den�
erstinstanzlichen�Beschluss�aufheben�und�den�fall�an�das�nachlassgericht�
zwecks�neuer�Entscheidung�zurückverweisen�(§�69�famfg).

sachlich�hat�das�Beschwerdegericht�die�richtigkeit�der�Erbrechtslage�in�jeder�
Hinsicht�nachzuprüfen�und�ist�dabei�nicht�aufgrund�einer�durch�das�Beschwerde-
ziel�bestimmten�Vorgabe�der�Beteiligten�beschränkt.�Im�Antragsverfahren�auf�
Erteilung�ist�das�Verbot�der�schlechterstellung�des�Beschwerdeführers�zu�
beachten.

rechtsbeschwerde�zum�BgH�ist�gegen�die�Beschwerdeentscheidung�des�olg�nur�
statthaft,�wenn�das�olg�sie�in�seinem�Beschluss�zugelassen�hat.

24.	 wer	trägt	die	kosten	des	
erbscheinverfahrens?

Kostenschuldner�der�Verfahrenskosten�auch�hinsichtlich�einer�Beweisaufnahme�
ist�der�Antragsteller�(§�2�nr.�1�Kosto),�sofern�nicht�eine�abweichende�Kostenent-
scheidung�(§�81�Abs.�2�famfg)�ergeht�(lg�saarbrücken�30.10.09,�5�t�227/09,
nJW-rr�10,�305).


